
Sicher im Waldkindergarten

Gilt bei einem Waldkindergarten eine erhöhte Sicherheitserwartung?  
Muss hier alles Totholz ab drei Zentimeter entfernt werden? Antworten  
gibt der Jurist Rainer Hilsberg in unserer Fragestunde zu Baum und Recht. 
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Was für eine Sicherheitserwartung gilt 
bei einem Waldkindergarten? Muss 
hier alles Totholz ab drei Zentimeter 
entfernt werden? Und kann man den 
Wald, der von den Kindern genutzt 
wird, in verschiedene Bereiche eintei-
len – in Bezug auf die Sicherheitser-
wartung?
26

t

ntwort: 

eit ein paar Jahren kommt es immer häu-

iger vor, dass naturverbundene Eltern ih-

e Kinder nicht in einen traditionellen Re-

elkindergarten schicken wollen, sondern 

n einen Waldkindergarten. Es gibt ver-

chiedene Formen des Waldkindergartens. 

er klassische bzw. reine Waldkindergar-

en nimmt dabei in Deutschland einen An-
teil von nahezu 75 Prozent1 ein. Hierbei 

verbringen die Kinder den gesamten Vor-

mittag in der Natur. Der Aufenthaltsbe-

reich ist ein bestimmtes, räumlich abge-

grenztes Gebiet2, das regelmäßig öffentlich 

zugänglich sowie leicht erreichbar ist. Ein 

festes Gebäude ist in der Regel nicht vor-

handen. Meist dient ein Bauwagen als 

Schutzraum bei extremen Wetterbedingun-
// In einem Waldkindergarten verbringen die Kinder den ganzen Vormittag in der Natur. // 
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gen und zur Aufbewahrung von Spielmate-

rial, Wechselkleidung, Bastelmaterial und 

weiteren Dingen. 

Wald im Sinne des BWaldG

Auch wenn dem Waldkindergarten ein be-

stimmtes, räumlich abgegrenztes Gebiet 

zugewiesen wurde, handelt es sich bei ei-

nem solchen Waldgebiet nach wie vor um 

Wald im Sinne des § 2 Abs. 1 BWaldG. Die 

Nutzung des Waldes durch einen Waldkin-

dergarten beinhaltet keine Änderung der 

forstlichen Nutzung einer Waldfläche zu-

gunsten einer anderen Nutzung3 und führt 

demnach nicht zur Umwandlung in eine an-

dere Nutzungsart nach § 9 Abs. 1 BWaldG. 

Nach anderer Ansicht4 können Waldkin-

dergärten keine mit dem Wald verbundene 

und ihm dienende Flächen sein. Diese An-

sicht bezieht sich auf ein Urteil des OVG 

Lüneburg5, nach dem eine bauliche Nut-
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ung wie ein Waldkindergarten mit dem 

utzungszweck Wald nicht zu vereinbaren 

ei. Eine nähere Begründung hierfür gibt 

as Gericht nicht. 

n dieser Pauschalität dürfte diese Ansicht 

uch nicht richtig sein. Die Praxis zeigt, 

ass in den von Waldkindergärten genutz-

en Waldflächen weder die erholungssu-

hende Allgemeinheit ausgesperrt wird, 

och die forstwirtschaftliche Nutzung ein-

estellt werden muss. Das gilt auch in den 

ällen, in denen ein Bauwagen aufgestellt 

ird. Die Bodennutzungsart Wald tritt 

icht zugunsten der Nutzung als Waldkin-

ergarten in den Hintergrund. Zwar ist der 

aldkindergarten bzw. der Bauwagen 

icht unmittelbar zu vergleichen mit Hüt-

en, die der Jagd- und Forstwirtschaft die-

en und die im Grundsatz mit der Wald-

utzung uneingeschränkt zu vereinbaren 

ind. Andererseits wäre es nicht sachge-

echt, den Waldkindergarten auf eine Stufe 

it einer Wohnbebauung oder Wochen-

ndhäusern zu stellen, bei denen die per-

önliche Nutzung zu privaten (Freizeit-) 

wecken unter Ausschluss der Allgemein-

eit im Vordergrund steht.

Betretungsrecht nach BWaldG

ach § 14 Abs. 1 S. 1 BWaldG und den Lan-

eswaldgesetzen (zum Beispiel Art. 13 Abs. 

 S. 1 BayWaldG) ist das das Betreten auf 

er gesamten Waldfläche zu Erholungszwe-

ken gestattet. Das Betretungsrecht er-

treckt sich sowohl auf den Waldbestand als 

uch auf die privaten Waldwege (Wege, die 

icht durch eine straßenrechtliche Widmung 

ie Eigenschaft eines öffentlichen Weges er-

alten haben). Es ist offensichtlich, dass das 

ufstellen eines Bauwagens durch das Be-

retungsrecht nicht erfasst wird. Hierfür ist 

n jedem Fall die Zustimmung des Waldbe-

itzers erforderlich. Abgesehen davon wird 

s sich in der Regel um eine bauliche Anla-

e6 handeln, die insbesondere wegen ihrer 

age im bauplanungsrechtlichen Außenbe-

eich (§ 35 BauGB) üblicherweise nach der 
jeweiligen Landesbauordnung einer Bauge-

nehmigung bedarf. 

Erholungszweck

Das Betretungsrecht besteht nur „zum Zwe-

cke der Erholung“. Zwar ist dieser Begriff 

grundsätzlich weit auszulegen. Ein Erho-

lungszweck ist jedoch zu verneinen, wenn 

wirtschaftliche, gewerbliche oder berufliche 

Gründe vorherrschen oder wenn es sich um 

organisierte Veranstaltungen mit kommer-

ziellen Interessen handelt, bei denen ein 

Entgelt erhoben wird7. 

Die Wirtschaftlichkeit einer Kindergarten-

einrichtung ist Voraussetzung für die Ertei-

lung der Betriebserlaubnis (§ 45 SGB VIII). 

Jeder Waldkindergarten muss folglich be-

triebswirtschaftlich arbeiten, insbesondere 

müssen die Betriebskosten namentlich für 

das Betreuungspersonal gedeckt werden. 

Zu diesem Zwecke müssen die Eltern Kin-

dergartengebühren entrichten, das heißt 

der Besuch eines Waldkindergartens wird 

immer entgeltlich sein. Dies spricht nach 

den oben genannten Kriterien bereits dafür, 

dass hier ein Erholungszweck nicht gege-

ben ist. Zudem erfolgt der Betrieb eines 

Waldkindergartens für die Kinder nicht 

„zum Zwecke der Erholung“, sondern aus 

pädagogischen Gründen8. Im Vordergrund 

stehen waldpädagogische Ziele, wie z. B. 

Förderung der Motorik durch natürliche Be-

wegungsanlässe, ganzheitliches Lernen als 

Lernen durch alle Sinne und die Sensibili-

sierung für ökologische Zusammenhänge9. 

Schließlich wird beim klassischen Waldkin-

dergarten nicht der gesamte Wald, sondern 

nur ein bestimmtes, räumlich abgegrenztes 

Gebiet als Aufenthaltsbereich benutzt. Die-

se dauerhafte und regelmäßige Nutzung ei-

nes bestimmten Waldbereichs lässt sich 

kaum mit dem allgemeinen Waldbetretungs-

recht rechtfertigen. Dagegen ist Breloer10 

ohne nähere Begründung der Ansicht, dass 

Waldkindergärten vom allgemeinen Betre-

tungsrecht zum Zweck der Erholung um-
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fasst seien. Nach den vorstehenden Aus-

führungen kann dies jedenfalls beim klassi-

schen Waldkindergarten mit festem Aufent-

haltsbereich nicht richtig sein. Es liegt nicht 

zuletzt im Hinblick auf die Entgeltlichkeit in 

der Gesamtschau nahe, diese Art von Nut-

zungen mit „waldpädagogischen Inhalten“ 

vom allgemeinen Betretungsrecht auszu-

schließen, da der Zweck Bildung und Erzie-

hung in der Regel im Vordergrund stehen 

dürfte und nicht die Erholung. Etwas ande-

res wird für einzelne „Walderlebnisveran-
28
taltungen“ gelten, bei denen der Erho-

ungszweck den Schwerpunkt darstellt11. 

Zustimmung des Waldbesitzers nötig

a für den Waldkindergarten kein generel-

es Betretungsrecht aus § 14 Abs. 1 S. 1 

WaldG anzunehmen ist, besteht konse-

uenterweise auch keine Pflicht des Wald-

esitzers zur Duldung des Betriebs eines 

aldkindergartens auf seinen Waldflä-

hen. Die weitere Konsequenz ist, dass der 
Waldkindergarten zur Aufnahme seines 

Betriebs grundsätzlich eine Zustimmung 

des Waldbesitzers benötigt, die nicht er-

zwungen werden kann. Von der Notwen-

digkeit einer Zustimmung des Waldbesit-

zers gehen auch die einschlägigen Infor-

mationsbroschüren12 aus. Sie ist vor allem 

in den Fällen erforderlich, in denen ein be-

stimmtes, räumlich abgegrenztes Wald-

stück zur regelmäßigen Nutzung zur Verfü-

gung gestellt werden soll, auf dem im Re-

gelfall auch der Bauwagen aufgestellt 

wird. Je nach Landesrecht kann zusätzlich 

die Genehmigung der zuständigen Forstbe-

hörde erforderlich sein (z. B nach § 37 Abs. 

2 WaldG B-W).

Verkehrssicherungspflicht

Da sich das Betretungsrecht nicht aus § 14 

Abs. 1 BWaldG, sondern aus der Zustim-

mung des Waldbesitzers ergibt, kann die 

gesetzliche Risikoverteilung (§ 14 Abs. 1 

S. 3 BWaldG und Landeswaldgesetze), nach 

der das Betreten des Waldes auf eigene 

Gefahr erfolgt, nicht greifen. Folglich wird 

man von einer grundsätzlich bestehenden 

Verkehrssicherungspflicht auch bezüglich 

waldtypischer Gefahren ausgehen müssen. 

Dafür spricht außerdem, dass, wenn der 

Waldbesitzer eine Waldfläche für eine 

Waldkindertagesstätte zur Nutzung frei-

gibt, er rechtlich gesehen zumindest zu-

sammen mit dem Betreiber eine „Ver-

kehrseröffnung“ vornimmt. Hinzu kommt, 

dass Betreiber und Betreuungspersonen in 

der Regel nicht über den gleichen Kennt-

nisstand zu waldtypischen Gefahren verfü-

gen wie der Waldbesitzer13. 

Andererseits kann aber auch hier die Ver-

kehrserwartung der Betreiber und der Be-

treuungspersonen eines Waldkindergar-

tens nicht dahin gehen, dass die Waldflä-

chen (Waldbestand und -wege) völlig ge-

fahrlos betreten werden können. Ebenso 

muss den Eltern, die ihre Kinder in einen 

Waldkindergarten geben, klar sein, dass im 

Wald natürliche Gefährdungen existieren, 

in die sie zumindest konkludent einwilli-

gen. Sicherheitshalber sind die Eltern hie-

rüber vom Betreiber des Kindergartens 

(schriftlich) zu informieren, am besten im 

Rahmen des von den Eltern zu unter-

schreibenden Betreuungsvertrags. Es ist 
// Für feste Aufenthaltsorte der Kinder gilt eine besondere Verkehrssicherungspflicht. // 
// Ein typischer Bauwagen für den Waldkindergarten. //
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eine Tatsache, dass ökosystembedingt in-

nerhalb des Waldes Gefährdungen wie 

zum Beispiel Astabbrüche, Baumbrüche 

oder -würfe auftreten und Totholz sich in 

der Krone bilden und herabfallen kann. 

Dies kann sowohl altersbedingt sein als 

auch prinzipiell gesunde, nicht vorgeschä-

digte Bäume betreffen.

Die bestehende Verkehrssicherungspflicht 

zwingt zu einer regelmäßigen Kontrolle 

des Waldbestandes, in dem sich der Wald-

kindergarten aufhält. Zu empfehlen ist, 

dass der Waldbesitzer dem Waldkinder-

garten einen eindeutig abgegrenzten Be-

reich zuweist, um seine Verkehrssiche-

rungspflicht räumlich eingrenzen zu kön-

nen. Dabei muss zum einen das Gebiet, auf 

dem der Waldkindergarten betrieben wer-

den soll, ausreichend groß sein, damit es 

nicht zu einer Überbelastung des Waldes 

kommt. Auf der anderen Seite lässt sich 

keine bestimmte Mindest- oder Höchstgrö-

ße angeben, da es immer auch auf die Ge-

gebenheiten im Einzelfall ankommt. Im 

Hinblick auf die Verkehrssicherung wären 

bis zu 0,5 Hektar optimal, mehr als 2 Hek-

tar sollten es nicht sein.

Bei der Auswahl des Geländes ist darauf zu 

achten, dass keine besonderen Gefahren-

quellen vorhanden sind. Ein Gebiet, das zum 

Beispiel einen überalterten Baumbestand 

mit viel Totholz aufweist, ist ungeeignet. 

Würde der Waldbesitzer dem Betreiber ei-

nen solchen Waldbereich empfehlen, könnte 

dies rechtliche Haftungsfolgen haben.

Umfang der Verkehrssicherungspflicht

Hinsichtlich des Umfangs der Verkehrssi-

cherungspflicht ist zu unterscheiden: Im 

unmittelbaren Umgriff von waldpädagogi-

schen Einrichtungen wie insbesondere 

dem Bauwagen als Schlechtwetterschutz 

wird man eine (besondere) Verkehrssi-

cherungspflicht annehmen müssen14. Glei-

ches dürfte für sonstige feste Aufent-

haltsorte gelten, die regelmäßig aufge-

sucht werden und die dem Waldbesitzer 

auch mitgeteilt wurden (z. B. der Platz für 

die „Morgenrunde“ ). Solche Hauptaufent-

haltsbereiche (Aktivitätsschwerpunktbe-

reiche) sind im Grunde wie so genannte 

Erholungseinrichtungen (z. B. Ruhebänke, 
TASPO Baumzeitung 02/2015
rillplätze, Schutzhütten, Waldlehrpfade) 

u behandeln. Rechtsprechung15 und Lite-

atur16 nehmen in der Umgebung von Er-

olungseinrichtungen eine (gesteigerte) 

erkehrssicherungspflicht an, nicht zu-

etzt weil der Aufenthalt dort häufig mit 

iner längeren Verweildauer verbunden 

st. Ins Gewicht fällt hier, dass diese Ein-

ichtungen die Benutzer häufig vom Wald 

nd von den allgemeinen Waldgefahren 

blenken und diese ihr Augenmerk auf 

ie angebotene Beschäftigung (Spielen, 

asteln und ähnliches) richten. Weil sich 

umindest insoweit der Waldkindergarten 

n einem gewissen Maß an feste Orte bin-

et, ist es aber dem Waldbesitzer auch 

öglich und zumutbar, die betreffenden 

aldareale entsprechend gefahrenfrei zu 

alten. 

a Kinder nicht die Möglichkeit haben, Ge-

ahren durch Bäume richtig einzuschätzen 

nd dementsprechend selbst für ihre Si-

herheit Sorge zu tragen, sind an den ver-

ehrssicherungspflichtigen Waldbesitzer 

ie hohen Anforderungen zu stellen, die 

ie Rechtsprechung grundsätzlich im Zu-

ammenhang mit vor allem kleineren Kin-

ern aufstellt. Der Vollständigkeit halber 

ei darauf hingewiesen, dass dies selbst-

erständlich in gleicher Weise für die Be-

reuungspersonen des Waldkindergartens 

ilt, bei denen eine Verletzung ihrer Auf-

ichtspflicht in Betracht kommt. Beide haf-

en unter Umständen nebeneinander.

n den Hauptaufenthaltsbereichen muss 

ine regelmäßige Sichtkontrolle insbe-

ondere auf von Totholz ausgehenden 

efahren stattfinden. Es sind sämtliche 

on fallendem oder stürzendem Totholz 

usgehende Gefahren zu beseitigen. Nach 

reignissen, die die Entstehung neuer Ge-

ahren vermuten lassen (vor allem Sturm, 

assschnee) ist außerplanmäßig eine 

ontrolle vorzunehmen. Dasselbe dürfte 

rundsätzlich zumindest für den Zuweg 

um Bauwagen gelten17. Ansonsten sollte 

er Waldbesitzer entlang der privaten 

aldwege jedenfalls in regelmäßigen Ab-

tänden kontrollieren, ob die Bäume noch 

tandsicher sind oder ob sehr dicke To-

äste vorhanden sind, die eine konkrete 

örperverletzungs- beziehungsweise Le-

ensgefahr darstellen können. 
Gleiches ist in den übrigen Waldbereichen, 

die der Waldbesitzer dem Betreiber des 

Waldkindergartens freigegeben hat, zu emp-

fehlen18. Bekannte akute Gefährdungen sind 

umgehend zu beseitigen (etwa pendelnde 

Äste oder stark angeschobene Bäume). Ab-

hängig von der Größe dieser Bereiche, die in 

der Praxis mehrere Hektar umfassen kön-

nen, kann eine regelmäßige Kontrollpflicht 

jedoch die Anforderungen an die Verkehrssi-

cherungspflicht überspannen. Hier ist in ers-

ter Linie das Betreuungspersonal in der Ver-

antwortung. Laufende Kontakte und Abspra-

chen mit dem Waldbesitzer wegen mögli-

cher Gefahren, etwa Astbruch nach Stürmen, 

sind erforderlich. Von den Betreuungsperso-

nen entdeckte, morsche und abgeknickte Äs-

te im Aufenthaltsbereich des Waldkindergar-

tens sind dem Waldbesitzer zu melden, da-

mit dieser sie beseitigen kann. 

Übertragung der 

Verkehrssicherungspflicht

Die Baumkontrollen kann der Waldbesitzer 

selbst vornehmen. In diesem Fall liegt 
UTOR
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BAUMRECHT
29



v

d

d

g

z

b

i

n

d

d

(

m

s

v

I

z

s

r

s

o

z

P

s

F

n

r

t

D

f

f

N

H

z

S

 b
es für ihn nahe, im Gestattungsvertrag 

ein Entgelt zu vereinbaren, da ihm durch 

die Verkehrssicherungsmaßnahmen ein er-

höhter Aufwand entsteht. Alternativ könn-

te er an eine Übertragung der Verkehrssi-

cherungspflicht auf den Betreiber des 

Waldkindergartens denken. Dies ist recht-

lich zulässig19, allerdings wird der Waldbe-

sitzer nie völlig frei von der Haftung. Ihn 

treffen Auswahl-, Überwachungs- und Kon-

trollpflichten. Gegen eine Übertragung 

spricht, dass der Betreiber in der Regel 

keine fachlich qualifizierten Personen zur 

Durchführung der Baumkontrollen haben 

wird. Zwar ließe sich vertraglich regeln, 

dass die Kontrolle von einem durch den 

Betreiber beauftragten Sachverständigen 

vorgenommen werden muss. Allerdings ist 

dann immer noch offen, welche qualifi-

zierten Personen die Maßnahmen im An-

schluss daran ausführen sollen. Ist keine 

Absprache mit dem Waldbesitzer geregelt, 

besteht zudem die Gefahr, dass völlig 

überzogene Sicherungsmaßnahmen durch-

geführt werden20.

Der Gestattungsvertrag

Zweckmäßigerweise wird der Waldbesit-

zer mit dem Betreiber des Waldkinder-

gartens einen schriftlichen Gestattungs-
30
ertrag über die Nutzung des Waldes 

urch den Kindergarten abschließen. Da 

er Waldbesitzer damit eine über das all-

emeine Betretungsrecht hinausgehende, 

ivilrechtliche Gestattung einräumt, einen 

estimmten Waldbereich mit Waldwegen 

n der Form des Waldkindergartens zu 

utzen, hat er es aber auch in der Hand, 

ie Haftung im Rahmen der Gestattung in 

en Grenzen des zivilrechtlich zulässigen 

§ 309 Nr. 7 BGB) auszuschließen21. For-

ulierungsvorschläge finden sich in ent-

prechenden Mustern von Gestattungs-

erträgen22. 

nhaltlich werden in der Regel eine Benut-

ung auf eigene Gefahr vereinbart und be-

ondere Sorgfalts- oder Verkehrssiche-

ungspflichten des Waldbesitzers ausge-

chlossen. Weiterhin wird eine gesetzliche 

der vertragliche Haftung des Waldbesit-

ers gegenüber dem Waldkindergarten für 

ersonen- oder Sachschäden ausgeschlos-

en, ausgenommen bei Vorsatz und grober 

ahrlässigkeit. Ergänzend ist eine so ge-

annte Haftungsfreistellung anzuraten. Da-

in stellt der Betreiber des Waldkindergar-

ens den Waldbesitzer von Ansprüchen 

ritter einschließlich der Prozesskosten 

rei, die im Zusammenhang mit der Durch-

ührung des Gestattungsvertrags geltend 
gemacht werden. Schließlich wird noch 

empfohlen, dass der Betreiber zur Abde-

ckung von Schadensersatzansprüchen dem 

Waldbesitzer bei Beginn der Nutzung den 

Abschluss einer Haftpflichtversicherung in 

Höhe von zum Beispiel mindestens einer 

Million Euro nachweist.

Fazit

An den Hauptaufenthaltsbereichen wird 

eine Totholzentfernung unumgänglich sein. 

Die berechtigten Sicherheitserwartungen 

werden in wenig intensiv genutzten Berei-

chen niedriger sein als in intensiv genutz-

ten. Eine absolute Gefahrlosigkeit ist nicht 

erreichbar. Allerdings dürften die Risiken 

bei Vornahme entsprechender Baumkon-

trollen in der Regel überschaubar sein, so 

dass die Einrichtung eines Waldkindergar-

tens nicht an der Verkehrssicherung schei-

tern sollte. //
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19) Hilsberg in Das 1x1 der Baumkontrolle, S. 33

20) Gebhard in Verkehrssicherungspflicht der 

Waldbesitzer (Hg. aid infodienst), 2. Aufl., S. 20

21) Endres, BWaldG, § 14 RdNr. 43

22) Muster Gestattungsvertrag in Der 

Naturkindergarten – Ein Leitfaden für die 

Gründung und den Betrieb von Naturkinderta-

gesstätten in Schleswig-Holstein (Fußnote 12), 

S. 30; Muster-Gestattungsvertrag zwischen 

Wald besitzer und Waldkindergarten im Merk-

blatt Waldkindergärten in Der Waldkindergarten 

– Konzeption, Gründung und Betrieb (Fußnote 

12), S. 20
OCH FRAGEN?
aben sie auch noch Rechtsfragen 

um Thema „Baum”? Dann schicken 

ie uns einfach eine E-Mail an

aumredaktion@gmx.de.
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